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Am 23. September kommen zwei 
Vorlagen auf städtischer, drei auf 
kantonaler und drei auf eidgenös-
sischer Ebene zur Abstimmung. 
Der «Höngger» hat die in den Zür-
cher Parlamenten vertretenen 
Parteien aus dem Wahlkreis 6 
und 10 plus die EVP um ihre Emp-
fehlung gebeten. Die Nummerie-
rungen auf dieser Doppelseite 
entsprechen jenen der Vorlagen.

Städtische Vorlagen
1)   Volksinitiative «Mehr Geld 
für Zürich: 7 statt 9 Stadträtin-
nen und -räte».
2)   Erweiterung der Fernwär-
meversorgung in der Stadt Zü-
rich, Objektkredit von 235 Mil-
lionen Franken und Errichtung 
einer Vorfinanzierung von 50 
Millionen Franken.

Kantonale Vorlagen
1)   Kantonale Volksinitiative 
«Film- und Medienförderungs-
gesetz».
2)   Kantonale Volksinitiative 
«Wildhüter statt Jäger».
3)   Kantonale Volksinitiative 
«Stoppt die Limmattalbahn – 
ab Schlieren!» (Verzicht auf 
die zweite Etappe).

Eidgenössische Vorlagen
1)   Bundesbeschluss vom 13. 
März 2018 über die Velowege 
sowie die Fuss- und Wander-
wege (direkter Gegenentwurf 
zur Volksinitiative «Zur Förde-
rung der Velo-, Fuss- und Wan-
derwege [Velo-Initiative]»).
2)   Volksinitiative vom 26. No-
vember 2015 «Für gesunde 
sowie umweltfreundlich und 
fair hergestellte Lebensmittel 
(Fair-Food-Initiative)».
3)   Volksinitiative vom 30. 
März 2016 «Für Ernährungs-
souveränität. Die Landwirt-
schaft betrifft uns alle».

SVP
Johann Widmer,
Unternehmer

Städtische Vorlagen
1) Ja. Die Stadt Zürich ist mit neun 
Regierungsmitgliedern ein Sonder-
fall, sowohl Bund, als auch alle 
Kantone haben maximal sieben. 
Eine Reorganisation der Stadtver-
waltung in sieben statt neun De-
partemente gäbe weniger Doppel-
spurigkeiten, mehr Synergien, kür-
zere Dienstwege etc.
2) Ja.

Kantonale Vorlagen:
1) Nein. Der Kanton engagiert sich 
schon heute für verschiedene Kul-
turinstitutionen. Mit dieser Initia-
tive würden aber Film- und Medi-
enschaffende gegenüber anderen 
Kulturschaffenden bevorzugt.
2) Nein. Die heutige Milizjagd, bei 
der Mitglieder lokaler Jagdgesell-
schaften in ihrer Freizeit für die 
Hege und Pflege der Wildtiere zu-
ständig sind, hat sich bewährt. Es 
gibt somit keinen Grund, die Miliz-
jagd durch ein System mit staat-
lich entlöhnten Wildhüterinnen 
und Wildhütern zu ersetzen.
3) Nein. Das Stimmvolk des Kan-
tons Zürich hat vor drei Jahren 
dem Bau der Limmattalbahn zu-
gestimmt, die erste Etappe wird 
nächstes Jahr in Betrieb gehen. 
Diese Initiative versucht nun, die 
zweite Bauetappe zu verhindern.

Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja, somit würden die Velowege 
den Wanderwegen gleichgestellt.
2) Nein. Die Schweiz macht be-
reits viel für sichere und nach-
haltig produzierte Lebensmittel. 
Die Initiative hingegen wäre nicht 
nur schwierig zu kontrollieren und 
würde zu einer riesigen Bürokra-
tie führen, sondern sie würde auch 
die Preise für Lebensmittel erhö-
hen und zu Konflikten mit interna-
tionalen Abkommen führen.
3) Nein. Durch die Initiative 
müssten mehr Steuerbeiträge an 
die Landwirtschaft bezahlt wer-
den und die Bauernbetriebe wür-
den ihren Handlungsspielraum 
verlieren. Wie bei der Fair-Food-
Initiative würden die Lebensmittel 
in der Schweiz noch teurer, was 
den Einkaufstourismus ankurbeln 
würde.

Städtische Vorlagen
1) Ja, denn es gilt, die vielen Dop-
pelspurigkeiten zu eliminieren und 
die Verwaltung generell zu opti-
mieren und schlanker zu machen. 
Die Linken Politiker wollen das na-
türlich nicht, da sie befürchten, 
dass dann weniger administrative 
Stellen benötigt würden und somit 
die von ihnen portierte Beamtenk-
lientel reduziert werden müsste. 
Die SVP unterstützt die Initiative – 
stimmen Sie Ja. 
2) Nein, denn das ist ein Projekt 
mit kleinem Nutzen, hohen Kosten 
und grossen Risiken. Eine Viertel-
milliarde sollte man nicht solchen 
Risiken aussetzen. 

Kantonale Vorlagen:
1) Nein.
2) Nein, das Milizsystem der Jäger 
ist eindeutig das bessere System. 
Die Wildhüter würden Saläre aus 
der Staatskasse beziehen und kei-
ne bessere Ausbildung haben als 
die Jäger. Bewährtes bewahren ist 
hier die Devise.
3) Nein, das Projekt wurde vom 
Volk im 2015 angenommen und 
soll umgesetzt werden. Die Vor-
teile im Zusammenhang mit den 
Anpassungen des gesamten Ver-
kehrskonzeptes Limmattal (öV 
und Privatverkehr) überwiegen.

Eidgenössische Vorlagen:
1) Nein zu einer weiteren unnöti-
gen Ausuferung der Gesetzesflut 
mit hohen Kostenfolgen in der Um-
setzung. Für die Velo-Lobby wird 
schon viel getan. Es besteht die Ge-
fahr, dass wir Fussgänger dann auf 
unseren beschaulichen Wanderwe-
gen von Velos überfahren werden.
2) Nein, denn ausser einem gros-
sen Verwaltungsaufwand und ei-
ner weiteren sozialistischen Bevor-
mundung der Bürger bringt das 
nichts.
3) Nein, denn der Titel tönt gut, 
der Inhalt ist präzise daneben. 
Diese Initiative ist derart wirr for-
muliert, dass man danach nicht 
weiss, was dabei als Gesetz her-
auskommen soll. Sicher ist nur, 
dass solche Anliegen immer zu 
mehr Bevormundung und hohen 
Kosten führen.

Städtische Vorlagen
1) Nein. Effizienz in der Verwal-
tung ist eine Daueraufgabe – auch 
in der Stadt Zürich. Die Effizienz in 
einer Verwaltung wird nicht gestei-
gert, wenn einfach zwei Stadtrats-
sitze gestrichen werden.
2) Ja, der Bau einer Verbindungs-
leitung zwischen dem Hagenholz 
und der Josefstrasse macht Sinn, 
um das Fernwärmenetz in Zürich 
West auch nach der Stilllegung des 
Kehrichtheizkraftwerks Josefstras-
se weiterbetreiben zu können.

Kantonale Vorlagen:
1) Ja, der Kanton soll das profes-
sionelle Film- und Medienschaffen 
fördern, um somit den Standort, 
die Qualität, Vielfalt und Innovati-
onskraft zu stärken.
2) Nein, denn eine natürliche Re-
gulierung des Wildbestandes kann 
in einem derart dicht besiedel-
ten Gebiet wie dem Kanton Zü-
rich nicht funktionieren und bringt 
das Ökosystem in Wald und Feld 
aus dem Gleichgewicht. Beim Tier-
schutz gibt es aber Verbesserungs-
bedarf. Deshalb setzt sich die SP 
bei der anstehenden Revision des 
kantonalen Jagdgesetzes für einen 
besseren Tierschutz ein.
3) Nein. Das Volk hat der Limmat-
talbahn im Jahr 2015 mit 64.5 % 
deutlich zugestimmt. Das Vorha-
ben jetzt abzubrechen, wäre eine 
Geldverschwendung und eine hal-
be Limmattalbahn macht keinen 
Sinn.

Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja. Dank national koordinierten 
Velowegen wird das Velofahren at-
traktiver und sicherer.
2) Ja, denn die Fair-Food-Initiative 
will das Angebot an einer natur-
nahen, umwelt- und tierfreundli-
chen Landwirtschaft mit fairen Ar-
beitsbedingungen fördern.
3) Ja, die SP unterstützt das Ziel 
der Initiative. Diese will, dass der 
Bund eine einheimische, bäuer-
liche Landwirtschaft fördert, die 
einträglich und vielfältig ist, gesun-
de Lebensmittel produziert und 
den gesellschaftlichen und ökolo-
gischen Erwartungen der Bevölke-
rung gerecht wird.

PARTEIEN ZUR ABSTIMMUNG

FDP
Martina Zürcher-
Böni, Präsidentin 
FDP 10, Ökonomin

SP
Simone Brander, 
Gemeinderätin
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GLP
Armin Eberle,
Geschäftsführer

AL
Judith Stofer
Kantonsrätin AL

Städtische Vorlagen
1) Nein. Es ist unbestreitbar, dass 
die Verwaltung reorganisiert wer­
den und die einzelnen Abteilun­
gen künftig besser miteinander 
zusammenarbeiten müssen. Dazu 
braucht es aber keine Radikalkur 
wie es die Initianten vorschlagen. 
Neun Köpfe repräsentieren die 
vielfältige Stadtzürcher Bevölke­
rung besser als sieben. 
2) Stimmfreigabe.

Kantonale Vorlagen:
1) Ja. Die Alternative Liste setzt 
sich für die Kulturschaffenden und 
den Kulturstandort Kanton Zürich 
ein. Eine langfristig verlässliche Fi­
nanzierung des gesamten Kultur­
schaffens – aus dem ordentlichen 
Budget und aus dem Lotteriefonds 
– sind eine Notwendigkeit. Neben 
den bildenden Künsten, dem Mu­
sikschaffen, dem Tanz und Thea­
ter, soll neu auch der unabhängige 
Film und die digitale Medienkultur 
auf einer soliden Grundlage geför­
dert werden. Die AL empfiehlt ein 
kräftiges Ja. 
2) Nein. In der AL gibt es prak­
tisch keine Jagdfreund*innen. 
Trotzdem haben wir die Volksiniti­
ative kontrovers diskutiert. Die Ar­
gumente für ein Nein überwiegten 
am Schluss deutlich. Das Jagdwe­
sen ist im Kanton Zürich gut aufge­
stellt. Wir lehnen darum die Volks­
initiative ab, werden uns aber für 
ein künftiges Verbot der Bau­ und 
Treibjagd einsetzen. 
3) Nein. Die Stimmbevölkerung 
des Kantons Zürich hat an der Ur­
ne klar Ja zur Limmattalbahn ge­
sagt. Die Limmattalbahn wird ak­
tuell gebaut. Es ist unsinnig, die 
Limmattalbahn nicht bis in den 
Kanton Aargau zu bauen. Auch der 
Aargau gehört zum Limmattal (das 
sage ich als Aargauerin).
 
Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja. Als passionierte Fussgän­
gerin und Flaneurin unterstüt­
ze ich die Initiative. Die passi­
onierten Velofahrer*innen und 
Wander*innen in der AL trugen 
zum fundierten Ja der AL bei. 
2) Ja.
3) Ja.

Städtische Vorlagen
1) Ja. Der glp geht es vor allem 
darum, eine Reform anzustossen, 
um eine schlankere und effiziente­
re Verwaltung und um Doppelspu­
rigkeiten und Koordinationsauf­
wand zu verringern.
2) Ja. Fernwärme ist umwelt­
freundlich, komfortabel und preis­
wert. Der Rückbau der KVA Josef­
strasse soll kompensiert werden 
durch eine Verbindungsleitung vom 
Kehrichtheizkraftwerk Hagenholz. 

Kantonale Vorlagen:
1) Nein. Die Initiative fokussiert 
zu stark auf das Medium Film – 
die Initianten wollen mehr Geld für 
ihre Sparte, ohne die Vielfalt und 
Innovation von anderen, bezie­
hungsweise neuen kulturellen For­
maten miteinzubeziehen.
2) Nein. Diese Initiative verlangt, 
dass die Milizjagd durch staatliche 
Wildhüter ersetzt wird und basiert 
auf der Annahme, dass Wildtierbe­
stände sich natürlich regulieren. 
Dies würde zu erhöhten Wildtier­
beständen führen, was aus ökolo­
gischer Sicht nicht wünschbar ist.
3) Nein. Das Limmattal wächst 
konstant und der zusätzliche Ver­
kehr soll mit der Bahn bewältigt 
werden.

Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja. Die Initiative stärkt den Ve­
loverkehr durch eine Verankerung 
in der Bundesverfassung – analog 
zu den Fuss­ und Wanderwegen – 
und entschärft damit einige wich­
tige rechtliche Hindernisse für die 
Förderung des Veloverkehrs.
2) Stimmfreigabe. Das berechtig­
te Anliegen von mehr ökologisch 
und fair produzierten Lebensmit­
teln steht der Gefahr von schäd­
lichem Protektionismus und Über­
regulierung gegenüber. Chancen 
und Risiken der Initiative halten 
sich die Waage.  
3) Nein. Die Initiative geht zu weit 
und würde einen Scherbenhaufen 
verursachen: «Volksinitiative für 
Abschottung und Planwirtschaft». 
Die Zementierung des Grenzschut­
zes für landwirtschaftliche Pro­
dukte hätte höhere Preise für Kon­
sumenten zur Folge.

Städtische Vorlagen
1) Nein. Die gleiche Arbeit müsste 
auf weniger Schultern verteilt wer­
den. Stadträte können vom Volk 
gewählt werden, Verwaltungska­
der nicht. Die Initiative verhindert 
Parteienvielfalt, durch welche ei­
ne breite Wählerschaft im Stadt­
rat vertreten ist. Das Mehrpartei­
ensystem ist dynamischer, droht 
weniger in Grabenkämpfen zu sta­
gnieren. Für die Grösse der Stadt 
Zürich und ihre Aufgaben sind 
neun Stadträte angemessen.
2) Ja. 

Kantonale Vorlagen:
1) Ja. Das Kulturbudget wurde 
durch den Lotteriefond ersetzt. 
Seit her bekommen nur Instituti­
onen mit einer gesetzlichen Ver­
ankerung Fördergelder. Deshalb 
braucht es ein gesetzlich veranker­
tes Film­ und Medienförderungsge­
setz. Ohne Kultursubventionen kön­
nen keine schweizerischen Spiel­, 
Doku­, Animationsfilme oder inter­
aktive Spiele produziert werden.
2) Nein. Die Einsetzung von 
staatlichen Wildhütern anstelle 
der heutigen Miliz­Jägern schiesst 
weit übers Ziel hinaus. Der Wild­
bestand könnte mit der massiven 
Reduktion nicht mehr genug re­
guliert werden. Angeregt durch 
die Initiative sollen aber die Jäger 
künftig noch stärker auf ökologi­
sche Ziele ausgerichtet werden.
3) Nein. Das Stimmvolk hat das 
Gesamtverkehrskonzept Limmat­
tal 2015 deutlich angenommen.

Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja. Es braucht mehr Sicherheit 
für Velofahrer. Die Koordination 
der Velowege durch den Bund ist 
effizient und schafft Synergien.
2) Ja. Faire Arbeitsbedingungen 
statt Ausbeutung, glückliche Tiere 
statt Tierfabriken, regionale Pro­
dukte statt lange Transportwege, 
mehr Lebensmittel auf dem Tel­
ler statt im Abfall – mit dieser In­
itiative können nicht alle Proble­
me gelöst werden, aber sie ist ein 
Schritt in die richtige Richtung.
3) Nein. Kein wirtschaftsfeindli­
cher überdimensionierter Protek­
tionismus.

Städtische Vorlagen
1) Nein. Auf eine Reduktion der 
Stadtratsmitglieder müsste zwin­
gend eine Reduktion der heutigen 
Aufgaben erfolgen. Das ist unter 
anderem nur möglich mit der Aus­
lagerung/Privatisierung von Be­
trieben wie ewz, VBZ, ERZ oder 
Spitäler, was einen Abbau des Ser­
vice Public bedeuten würde.
2) Ja. Fernwärme wird mit Ver­
brennung von Abfall produziert, 
den wir vermindern wollen. Trotz­
dem ist die vorgeschlagene Lö­
sung die beste, weil andere Alter­
nativen für die Klimabilanz noch 
schlechter wären. Darum Ja zu 
einer langfristigen Sicherung der 
Versorgung mit Fernwärme. 

Kantonale Vorlagen:
1) Ja 
2) Nein. Die Annahme der Initia­
tive würde den Wildtieren mehr 
schaden als nützen. Die Umset­
zung würde zirka 30 Millionen 
Franken pro Jahr kosten, dies oh­
ne erkennbare Vorteile. 
3) Nein. 2015 haben die Abstim­
menden im Kanton Zürich mit 
64.5% dem Bau der Limmattal­
bahn deutlich zugestimmt. Die 
Bahn ist zentral für die Region und 
den ganzen Kanton. 
 
Eidgenössische Vorlagen:
1) Ja. Mit der Annahme der Vor­
lage kann der Bund Standards de­
finieren, zwischen den Kantonen 
koordinieren und er wird bei den 
eigenen Projekten auf Velowege 
Rücksicht nehmen müssen. 
2) Ja. Die Fair­Food­Initiative ver­
langt Lebensmittel aus einer natur­
nahen, umwelt­ und tierfreundli­
chen Landwirtschaft mit fairen Ar­
beitsbedingungen. Für importierte 
Nahrungsmittel sollen klare öko­
logische, soziale, qualitative und 
nachhaltige Standards gelten. 
3) Ja. Der Bund soll für eine viel­
fältige, bäuerliche und gentech­
freie Landwirtschaft und zum 
Schutz der natürlichen Ressour­
cen Massnahmen ergreifen. Mit 
regulierenden Zöllen und einem 
Verzicht auf Exportsubventionen 
soll ein gerechterer internationaler 
Handel ermöglicht werden.

VOM 23. SEPTEMBER 2018

EVP
Claudia 
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Gemeinderätin
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